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Informationen


Balance-Akt zwischen Familie und Beruf bleibt schwierig
Stellungnahme der BAGFW zum Elterngeld zeigt Entwicklungsbedarf auf
Mütter kehren heute nicht nur häufiger in ihren Beruf zurück, sie tun dies auch deutlich früher. Das Elterngeld hat diese Entwicklung beschleunigt (vgl. Info 37/2008). Ob dies immer im Interesse der Eltern ist, bleibt fraglich, denn drei Viertel aller Eltern mit Kindern unter 18 Jahren empfinden den  Balance-Akt zwischen Familie und Beruf immer noch als schwierig (vgl. auch Familienmonitor, Info18/2009).
Es gehörte zur Zielsetzung des 2007 eingeführten Elterngeldes, die Konflikte zwischen Familien- und Erwerbsinteressen zumindest im ersten Lebensjahr der Kinder zu entschärfen. Da die ersten Leistungsbezüge mittlerweile sind, liegen erstmals Daten zur tatsächlichen Inanspruchnahme des Elterngeldes vor, die im Report „Familie in Baden Württemberg“ 01/2009 von der familienwissenschaftlichen Forschungsstelle auch mit Verweis auf Bundesdaten dargestellt werden (s. Anlage 1). Hinreichend bekannt sind die Tatsachen, dass die Erwerbsbeteiligung von Müttern mit wachsender Anzahl der Kinder ab und mit steigendem Alter der Kinder zunimmt sowie die Hinweise zur Väterbeteiligung beim Elterngeld. Interessant sind aber die  im Report genannten Hinweise zum Wiedereinstieg der Mütter: 40% sagen, dass sie der Wiedereinstieg auf eine harte Probe gestellt habe, und ein knappes Drittel der Frauen, die den Wiedereinstieg gewagt haben, denkt über einen „Ausstieg aus dem Wiedereinstieg“ nach. Je länger der Berufsausstieg war, desto größer ist die Unzufriedenheit. Dies dürfte auch damit zusammenhängen, dass 67% der Mütter, die länger als drei Jahre aus dem Beruf aussteigen, nicht wieder an ihren alten Arbeitsplatz zurückkehren (können). 64% der Mütter haben ihre Wochenarbeitszeit nach der Elternzeit reduziert. 
Diese Erkenntnisse werden benutzt, um für eine möglichst kurze kindbedingte Erwerbsunterbrechung zu werben. Um den Druck auf Eltern zu entschärfen und nicht weiter zu erhöhen, sollten stattdessen jedoch eher die drängenden Vereinbarkeitsthemen angegangen werden. Probleme zeigen sich nach wie vor im mangelnden Ausbau von familienentlastenden Angeboten, bedarfsgerechten und bezahlbaren Kindertagesbetreuungsangeboten und der mangelnden Sensibilität von Unternehmen. So glauben Unternehmensverantwortliche beispielsweise, dass es in 80 bis 90% der Betriebe Kontakthalteprogramme gibt, während nur wenige Mütter bestätigen können, während ihrer Elternzeit in den offiziellen Informationsfluss eingebunden gewesen zu sein. Vielen Vorgesetzten fehlen Informationen darüber, welche Möglichkeiten es gibt, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern. Vereinbarkeitsprobleme aus der Perspektive der Mütter ergeben sich zusätzlich auch dadurch, dass sie weiterhin überwiegend für die Hausarbeit zuständig bleiben und die Väter trotz anderslautender Bekundungen nur wenig ihr Erwerbs- und Familienverhalten verändern (vgl. Väterstudie, Info 09/2009).
Die in der Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege zusammengeschlossenen Verbände haben heute dem Bundestagsausschuss "Familie, Senioren, Frauen und Jugend", den familienpolitischen Sprecher/innen der Bundestagsfraktionen und der Agendagruppe des Kompetenzzentrums eine Stellungnahme zugeleitet, in der das Elterngeld aus verschiedenen Perspektiven bewertet und im Hinblick auf den laufenden Monitoringprozess Weiterentwicklungsbedarf benannt wird. Die Wohlfahrtsverbände begrüßen darin grundsätzlich die Einführung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes, weisen aber zugleich kritisch auf die Einkommensverluste all derjenigen hin, die über kein oder nur ein geringes Erwerbseinkommen verfügen. Begrüßt werden auch die Pläne, die Partnermonate auszuweiten und eine verbesserte Teilzeitregelung einzuführen. Demnach sollen Eltern, die während des Elterngeldbezugs in Teilzeit arbeiten, künftig nur mehr halbe Elterngeldmonate verbrauchen und gleichzeitig ihre nur halb verbrauchten Monatsansprüche bei der Bezugsdauer hinten anhängen können. Auf diese Weise könnten Eltern nicht nur länger (maximal achtundzwanzig Monate), sondern in der Summe auch mehr Elterngeld erhalten. Kritisch wird die Idee eines "Familienzeitkredits" kommentiert, da sie den Familien die Kosten für die Lösung ihrer Zeitprobleme aufbürden. Nach dieser Idee sollen Familien notwendige Erwerbsunterbrechungen für Kinderbetreuung oder Pflege selbst bezahlen und dafür günstige, durch Staatsbürgschaften gesicherte Kredite aufnehmen. Die Verbände lehnen diesen Vorschlag ab, regen aber eine ausführliche gesellschaftspolitische Debatte um eine familiengerechte Zeitpolitik und Optionszeiten an, die nicht mit individuellen Nachteilen verbunden sein dürfen. Sie finden das Dokument im Anhang als Anlage 2.
Die Stellungnahme endet mit der Feststellung: „Entscheidend für den Erfolg familienpolitischer Maßnahmen ist, ob sich junge Menschen in ihren jeweiligen Vorstellungen, Familie zu leben, verstanden und gefördert fühlen. Um sich auch den demografischen Zielen des Elterngeldes zu nähern, ist eine Nachjustierung entsprechend den Wünschen und Vorstellungen der Eltern erforderlich.“ Diese Anmerkung ist vor dem Hintergrund der Meldung des Statistikamtes Eurostat in Brüssel vom Montag besonders hervorzuheben: Demnach haben die Deutschen im vergangenen Jahr die wenigsten Kinder in der Europäischen Union bekommen. Während in den anderen 26 Mitgliedstaaten die Zahl der Geburten stieg, ist sie in Deutschland im Vergleich zum Vorjahr gesunken. Das Elterngeld unterstützt Familien wirkungsvoll im ersten Lebensjahr des Kindes. Wie aber die Evaluation zum Elterngeld (Info 37/2008) gezeigt hat, erweist sich diese Absicherung aus der Perspektive vieler Eltern als zu kurz. Nur eine von drei Frauen äußert die Auffassung, ihre Vorstellungen zur Vereinbarkeit beruflicher und familiärer Aufgaben auch realisieren zu können.  
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